
Dieser Plan enthält Festsetzungen nach § 9 Baugeset zbuch (BauGB) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 3634), der 
Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der B ekanntmachung 
vom 21.11.2017 (BGBl. I S. 3786) und der Bauordnung  für das Land 
Nordrhein-Westfalen (Landesbauordnung 2018 - BauO N RW 2018) vom 
21.07.2018 (GV. NRW. 2018 S. 421).  
 
Soweit in den textlichen Festsetzungen Bezug genomm en wird auf 
technische Regelwerke - VDI-Richtlinien, DIN-Vorsch riften sowie Richtlinien 
anderer Art - werden diese zur Einsicht bei der aus legenden Stelle 
bereitgehalten. 
 
Die Entwässerung wird nach dem allgemeinen Kanalisa tionsplan 
durchgeführt. 
 
 
 
I. Textliche Festsetzungen 

 
1. Art der baulichen Nutzung 

(§ 9 Absatz 1 Nummer 1 BauGB) 
 
1.1 Allgemeine Wohngebiete (WA 1 - WA 2) 

(§ 4 in Verbindung mit § 1 BauNVO) 
 

Zulässig sind 
- Wohngebäude, 
- die der Versorgung des Gebiets dienenden Läden, Sch ank und 

Speisewirtschaften, 
- Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale und ges undheitliche 

Zwecke, 
- nicht störende Handwerksbetriebe. 

 
Ausnahmsweise zulässig sind 
- Betriebe des Beherbergungsgewerbes, mit weniger als  100 

Betten beziehungsweise weniger als 80 Gästezimmern,  
- sonstige nicht störende Gewerbebetriebe, 
- Anlagen für Verwaltungen. 

 
Unzulässig sind 
- Anlagen für sportliche Zwecke, 
- Gartenbaubetriebe, 
- Tankstellen. 
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2. Stellplätze und Garagen  
(§ 9 Absatz 1 Nummer 4 und Absatz 3 BauGB in Verbin dung mit § 12 
BauNVO) 

  
 Stellplätze sind in den allgemeinen Wohngebieten ( WA 1 und WA 2) 

nur in Tiefgaragen zulässig.  
 
 
3. Nebenanlagen 

(§ 14 BauNVO) 
 
  Einrichtungen und Anlagen für die Tierhaltung und  Kleintierhaltung 

sind unzulässig. 
 
 
4. Maß der baulichen Nutzung 

(§ 9 Absatz 1 Nummer 1 BauGB in Verbindung mit § 16  BauNVO in 
Verbindung mit § 19 BauNVO) 

 
4.1 Geschosse 

In Teilen oder allseitig zurückgesetzte Geschosse o der sonstige 
Räume oberhalb des obersten zulässigen Geschosses s ind nicht 
zulässig. Die lichte Höhe des obersten zulässigen G eschosses für 
Wohngebäude darf 3,5 m nicht überschreiten, eine zw eite Ebene ist 
innerhalb des obersten zulässigen Geschosses nicht zulässig. 

 
4.2 Grundflächenzahl (GRZ) 

In den allgemeinen Wohngebieten (WA 1 und WA 2) ist  für bauliche 
Anlagen unterhalb der Geländeoberfläche, durch die das Bau-
grundstück lediglich unterbaut wird, eine GRZ von m aximal 0,8 
zulässig. 

 
 
5. Überbaubare Grundstücksfläche 

(§ 23 BauNVO) 
 

5.1 Vortreten vor die Baugrenze 
 Die festgesetzten Baugrenzen dürfen durch Terrasse n bis zu einer 

Tiefe von 3,5 m überschritten werden.  
 
5.2 Die festgesetzten Baugrenzen können durch auskr agende Balkone 

bis zu einer Tiefe von 2,5 m und bis zu einer Breit e von 50 % der 
Länge der jeweiligen Außenwand einer Geschossebene überschritten 
werden. In der Summe ist die Breite aller auskragen den Balkone aller 
Geschossebenen auf das 1,5-fache der jeweiligen Fas sadenlänge 
begrenzt. 
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6. Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwick lung von Natur 
und Landschaft 
(§ 9 Absatz 1 Nummer 20 BauGB) 

 
6.1 Artenschutz 

 
6.1.1 In den allgemeinen Wohngebieten (WA 1 und WA 2) sind an den 

südwestlich und südöstlich ausgerichteten Gebäudefa ssaden über 
dem 2. Obergeschoss und je angefangene 50 laufende Meter ein 
fledermausgeeignetes Fassadenquartier nachzuweisen.   

 
6.1.2 Im allgemeinen Wohngebiet WA 1 sind an den Ge bäudefassaden ab 

2 m aufwärts bis zum 3. Obergeschoss zwei Gebäudequ artiere in 
Form von Brutkästen für den Haussperling nachzuweis en. In gleicher 
Weise gilt für das allgemeine Wohngebiet WA 2 folge nde Regelung: 
 
- Baufeld 1, zwei Brutkästen mit jeweils einer Brutka mmer 
- Baufeld 2, ein Brutkasten mit einer Brutkammer 
- Baufeld 3, ein Brutkasten mit einer Brutkammer 
 

6.1.3 Im allgemeinen Wohngebiet WA 1 ist an den Geb äudefassaden ein 
Gebäudequartier für den Mauersegler in Form eines N istkastens mit 
drei Brutkammern nachzuweisen oder alternativ drei Einzel-
nistkästen. In gleicher Weise gilt für das allgemei ne Wohngebiet 
WA 2 folgende Regelung: 
 
- Baufeld 1, ein Nistkasten mit 3 Brutkammern, altern ativ drei 

Einzelnistkästen mit jeweils einer Brutkammer 
- Baufeld 2, ein Nistkasten mit einer Brutkammer 
- Baufeld 3, ein Nistkasten mit einer Brutkammer 

 
6.2 Abstand Tiefgarage zur öffentlichen Grünfläche 

In den allgemeinen Wohngebieten (WA 1 und WA 2) hab en die 
Tiefgaragen einen Abstand von mindestens 5 m zur Gr undstücks-
grenze der öffentlichen Grünfläche einzuhalten. Die  östliche 
Grundstücksgrenze des allgemeinen Wohngebietes WA 1  (entlang 
der Zuwegung zur öffentlichen Grünfläche) ist hierv on ausge-
nommen. 

 
 
7. Geh-, Fahr- und Leitungsrechte 
 (§ 9 Absatz 1 Nummer 21 BauGB) 
 
 Die im Plan mit GF festgesetzten Flächen sind mit einem Gehrecht 

zugunsten der Allgemeinheit und einem Fahrrecht zug unsten der 
Landeshauptstadt Düsseldorf sowie von Feuerwehr und  Rettungs-
fahrzeugen zu belasten.   
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8. Schutzmaßnahmen vor schädlichen Umwelteinwirkung en 
 (§ 9 Absatz 1 Nummern 23 und 24 BauGB) 
 
8.1 Passiver Schallschutz 

 
8.1.1 Bei Errichtung, Änderung und Nutzungsänderung  von Gebäuden mit 

Aufenthaltsräumen sind technische Vorkehrungen zum baulichen 
Schallschutz gegen Außenlärm entsprechend der jewei ls zum 
Zeitpunkt der Einreichung des Bauantrages bzw. bei 
genehmigungsfreien oder genehmigungsfrei gestellten  Bauvorhaben 
zu Beginn des Ausführungszeitpunktes als technische  Baube-
stimmung eingeführten Fassung der DIN 4109 vorzuseh en. Für die 
Bestimmung des Schalldämmmaßes für die Außenbauteil e von 
Aufenthaltsräumen sind nach DIN 4109:2018 dB-scharf e Werte des 
maßgeblichen Außenlärmpegels bei der Ausführungspla nung 
heranzuziehen. Sofern nicht ein höherer Beurteilung spegel fest-
gesetzt ist, ist als Mindestanforderung hierbei ein  maßgeblicher 
Außenlärmpegel von 65 dB(A) im tages- und Nachtzeit raum zu 
berücksichtigen. 

 
8.1.2 An Gebäudefronten, die an den mit Schrägschra ffur (/////) und 

Kennzeichnung BP68 gekennzeichneten Baugrenzen, par allel zu 
diesen oder in einem Winkel bis 90° zu diesen stehe n, sind bei 
Errichtung, Änderung und Nutzungsänderung von Gebäu den für 
Aufenthaltsräume in Wohnungen und Übernachtungsräum en (auch 
in Kindertagesstätten), die nur Fenster zu den Fass aden mit dieser 
Signatur besitzen, eine ausreichende Luftwechselrat e bei ge-
schlossenen Fenstern und Türen sicherzustellen. Dab ei ist zu 
gewährleisten, dass das erforderliche Schalldämmmaß  des Außen-
bauteils nicht unterschritten wird. 
 
An Gebäudefronten, die an den mit Schrägschraffur ( /////) und 
Kennzeichnung BP68 gekennzeichneten Baugrenzen, par allel zu 
diesen oder in einem Winkel bis 90° zu diesen stehe n, sind bei 
Errichtung, Änderung und Nutzungsänderung von Gebäu den 
öffenbare Fenster oder Türen zu Aufenthaltsräumen v on Wohnungen 
nur zulässig, wenn mindestens die Hälfte der Aufent haltsräume einer 
Wohnung über ein öffenbares Fenster oder eine öffen bare Tür zu 
einer Fassade mit einem Beurteilungspegel von ≤ 62 dB(A) am Tag 
verfügt. 

 
8.1.3 An Gebäudefronten, die an den mit Schrägschra ffur (/////) 

gekennzeichneten Baugrenzen, parallel zu diesen ode r in einem 
Winkel bis 90° zu diesen stehen, ist bei Errichtung , Änderung und 
Nutzungsänderung von Gebäuden für Aufenthaltsräume in 
Wohnungen und Übernachtungsräumen (auch in Kinderta ges-
stätten), die nur Fenster zu den Fassaden mit diese r Signatur 
besitzen, eine ausreichende Luftwechselrate bei ges chlossenen 
Fenstern und Türen sicherzustellen. Dabei ist zu ge währleisten, dass 
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das erforderliche Schalldämmmaß des Außenbauteils g emäß 
Nachweis nach Nummer 8.1 nicht unterschritten wird.  

 
8.1.4 Es können Ausnahmen von der Festsetzung Numme r 8.1.1 bis 8.1.3 

zugelassen werden, soweit durch ein Sachverständige nbüro für 
Schallschutz nachgewiesen wird, dass mit anderen ge eigneten 
Maßnahmen die Anforderungen an gesunde Wohn- und 
Arbeitsverhältnisse erreicht werden können. Der Nac hweis ist 
basierend auf den Grundlagen der im Bebauungsplanve rfahren 
ermittelten Lärmwerte zu führen, soweit nicht dauer hafte und 
wesentliche Veränderungen der Verkehrsströme vorlie gen.  

 
8.2 Schutzvorkehrungen bei Tiefgaragen 
 
8.2.1 An Tiefgaragenein- und -ausfahrten sind in ei nem Abstand von 5 m, 

gemessen vom Mittelpunkt des Öffnungsmaßes der jewe iligen 
Tiefgaragenein- und -ausfahrt, in den allgemeinen W ohngebieten 
WA 1 und WA 2 Fenster von Aufenthaltsräumen (im Sin ne des § 2 
Absatz 7 in Verbindung mit § 48 BauO NRW) nicht zul ässig.  

 
 Es können Ausnahmen von dieser Festsetzung zugelas sen werden, 

soweit durch einen Sachverständigen für Schallschut z nachgewiesen 
wird, dass mittels anderer Maßnahmen die Anforderun gen der 
Technischen Anleitung zum Schutz vor Lärm (TA Lärm)  eingehalten 
werden. 

 
8.2.2 Bei baulichen Anlagen, die von Kraftfahrzeuge n befahren werden, ist 

bautechnisch sicherzustellen, dass Geräusche beim Ü berfahren von 
Entwässerungsrinnen und beim Bewegen von Rolltoren nach dem 
Stand der Lärmminderungstechnik reduziert werden.  

 
8.2.3 Tiefgaragen sind über Dach der aufstehenden u nd angrenzenden 

Gebäude zu entlüften. Sofern eine anderweitige (mec hanische, 
ebenerdige) Lüftungsanlage der Tiefgaragen realisie rt werden soll, ist 
über ein lufthygienisches, mikroskaliges Ausbreitun gsgutachten 
(zum Beispiel Mikroskaliges Klima- und Ausbreitungs modell 
(MISKAM)) nachzuweisen, dass umliegende Nutzungen u nd Gebäude 
nicht von Grenzwertüberschreitungen gemäß der 39. V erordnung zur 
Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (B ImSchV) für 
PM2,5, PM10, NO2 und Benzol betroffen sind. 

 
Sofern ein entsprechender Nachweis vorliegt, muss d er Abstand 
zwischen Lüftungsschächten und Fenstern von Aufenth altsräumen 
zu Wohnungen dennoch mindestens 5 m betragen; gleic hes gilt für 
Tore in Gebäudefassaden. 
 
Um Lüftungsschächte in Bodennähe herum ist ein nich t betretbarer 
Bereich von mindestens 1 m Breite anzulegen (zum Be ispiel mit Hilfe 
einer dichten Heckenbepflanzung wie Brombeere). 
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Sitzgelegenheiten (zum Beispiel Bänke) auf Lüftungs öffnungen sind 
nicht zu lässig. 
 
 

9. Anpflanzen und Erhalt von Bäumen, Sträuchern und  sonstigen 
Bepflanzungen 
(§ 9 Absatz 1 Nummer 25 a und b BauGB und § 9 Absat z 4 BauGB in 
Verbindung mit § 89 BauO NRW) 

 
9.1 Begrünung der allgemeinen Wohngebiete (WA 1 und  WA 2) 
 
9.1.1 Die nicht überbauten und nicht der Erschließu ng dienenden 

Grundstücksflächen der allgemeinen Wohngebiete (WA 1 und WA 2) 
sind mit einer strukturreichen Mischvegetation aus standort-
gerechten Bäumen, Sträuchern, Bodendeckern und Rase n dauerhaft 
zu begrünen.  

 
9.1.2 Baumpflanzungen 
 Im allgemeinen Wohngebiet WA 1 sind mindestens 12 Bäume in 

folgender Pflanzqualität zu pflanzen: Hochstamm ode r Stammbusch, 
4-mal verpflanzt mit Ballen, Stammumfang 20 – 25 cm , gemessen in 
1 m Höhe. 

 
In gleicher Weise gelten für das allgemeine Wohngeb iet WA 2 für 
Baumpflanzungen folgende Regelungen: 
- Im mit Baufeld 1 gekennzeichneten Bereich sind mi ndestens 16 

Bäume zu pflanzen. 
- Im mit Baufeld 2 gekennzeichneten Bereich sind mi ndestens 5 

Bäume zu pflanzen. 
- Im mit Baufeld 3 gekennzeichneten Bereich sind mi ndestens 6 

Bäume zu pflanzen. 
 
9.2 Flächen mit Pflanzgebot 

Die zeichnerisch festgesetzten Flächen für das Anpf lanzen von 
Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen in d en 
allgemeinen Wohngebieten WA 1 und WA 2 sind als fre iwachsende 
Niederhecke mit einer Wuchshöhe bis 3,0 m wie folgt  zu bepflanzen: 
-  je nach Breite ein- bis mehrreihige Pflanzung au s standort-

gerechten heimischen Laubgehölzen, 
-  Pflanzabstand in der Reihe 1,5 m, Reihenabstand 1,0 m und 

Pflanzung der Einzelsträucher versetzt auf Lücke, 
- Pflanzqualität: Solitär oder Heister, 3-mal verpf lanzt mit Ballen 

oder im Container, Höhe 125 – 175 cm, 
- Randsaum aus niedrigen Laubsträuchern, flächigen Boden-

deckern oder Stauden. 
 
Abweichend gilt für die zeichnerisch festgesetzten Flächen mit 
Pflanzgebot parallel zu der mit GF festgesetzten Fl äche im 
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allgemeinen Wohngebiet WA 2 folgendes: 
- Pflanzung einer Formschnitthecke aus Hainbuchen m it Endhöhe 

von 150 cm, 
- 4 Heckenpflanzen je laufender Meter, 
- Pflanzqualität: 2-mal verpflanzte Heckenpflanzen mit Ballen, Höhe 

mindestens 125 – 150 cm,  
- die Seitenfläche der geschnittenen Hecke muss von  der GF-

Fläche und zu Feuerwehrbewegungsflächen einen Absta nd von 
mindestens 30 cm einhalten. 

 
9.3 Überdeckung von Tiefgaragen oder unterirdischen  Gebäudeteilen 

Auf Tiefgaragen oder unterirdischen Gebäudeteilen i st - soweit sie 
nicht durch andere zulässige Nutzungen überbaut wer den - eine 
Vegetationsfläche bestehend aus einer mindestens 80  cm starken 
Bodensubstratschicht (zuzüglich einer Drainschicht)  fachgerecht 
aufzubauen. Für Baumpflanzungen ist die Stärke der Boden-
substratschicht auf mindestens 130 cm (zuzüglich ei ner 
Drainschicht) zu erhöhen. Das durchwurzelbare Subst ratvolumen 
muss mindestens 50 m³ je Baumstandort betragen. 
 
Ausnahmsweise kann auf maximal 5 % der Grundstücksf läche eine 
abweichende Stärke der Bodensubstratschicht zugelas sen werden.  

 

9.4 Dachbegrünung 
Flachdächer und flach geneigte Dächer bis maximal 1 5° Dachneigung 
sind unter Beachtung der brandschutztechnischen Bes timmungen 
mit einer standortgerechten Vegetation extensiv zu begrünen. Diese 
Regelung gilt für folgende überbaubare Grundstücksf lächen: 
- die mit IV-Geschossen gekennzeichneten Flächen entl ang des 

Niederkasseler Lohweges, 
- die mit VI-Geschossen gekennzeichneten Flächen entl ang der 

Hansaallee sowie die östliche, direkt an die Hansaa llee 
angrenzende Fläche mit IV-Geschossen. 

 
Die Stärke der Vegetationstragschicht muss mindeste ns 12 cm 
zuzüglich Dränschicht betragen. Der Begrünungsaufba u und das 
Dachbegrünungssubstrat sind entsprechend der jeweil s bei 
Einreichung des Bauantrages als Richtlinie eingefüh rten Fassung der 
FLL-Richtlinie vorzusehen (siehe Hinweise, Punkt 6. ). Von der 
Dachbegrünung ausgenommen sind verglaste Flächen un d 
technische Aufbauten, soweit sie gemäß anderer Fest setzungen auf 
der Dachfläche zulässig sind. Diese Ausnahme von de r Verpflichtung 
zur Begrünung gilt nicht für aufgeständerte Photovo ltaikanlagen.  

 
9.5 Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen 

Die Begrünung ist dauerhaft zu erhalten und bei Ent fall zu ersetzen. 
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10. Gestalterische Festsetzungen 
 (§ 9 Absatz 4 BauGB in Verbindung mit § 89 BauO NR W) 
 
10.1 Dachform 
 Im Plangebiet sind nur flache oder flach geneigte Dächer mit einer 

Neigung bis zu 15° zulässig.  
 
10.2 Einfriedungen 

 
10.2.1 Einfriedungen von Freiflächen, die Erdgescho sswohnungen 

zugeordnet sind, sind nur in Form von Heckenpflanzu ngen aus 
Laubgehölzen bis zu einer Höhe von 1,50 m Höhe zulä ssig. 
Zusätzlich ist auch die Errichtung eines Zauns mit einer Höhe von 
maximal 1,50 m zulässig.  

 
10.2.2 Entlang von Grundstücksgrenzen der festgeset zten allgemeinen 

Wohngebiete (WA 1 und WA 2) sind zur öffentlichen G rünfläche nur 
Einfriedungen durch Zäune oder Zäune mit Heckenpfla nzungen aus 
Laubgehölzen mit einer Höhe von maximal 1,80 m zulä ssig. 
Einfriedungen zur öffentlichen Verkehrsfläche sind unzulässig. 

 
10.3 Bewegliche Abfallbehälter und Großmüllbehälter  

Aufstellplätze für bewegliche Abfallbehälter und Gr oßmüllbehälter 
sind in Tiefgaragen oder Gebäuden zu integrieren od er durch 
bauliche oder gärtnerische Maßnahmen (zum Beispiel Hecken oder 
Strauchpflanzungen) so abzuschirmen, dass sie nicht  einsehbar 
sind. 

 
 
II. Nachrichtliche Übernahmen 

(§ 9 Absatz 6 BauGB) 
 
1. Das Plangebiet liegt im Bauschutzbereich des Ver kehrsflughafens 

Düsseldorf International. Bauvorhaben innerhalb des  Plangebietes 
unterliegen den sich aus § 12 Luftverkehrsgesetz in  der Fassung der 
Bekanntmachung vom 10.05.2007 (Bundesgesetzblatt Te il 1 Seite 
698), zuletzt geändert durch Artikel 2 Absatz 11 de s Gesetzes vom 20. 
Juli 2017 (Bundesgesetzblatt Teil 1 Seite 2808), er gebenden 
Beschränkungen. Bauvorhaben, welche die nach §§ 12 bis 17 Luft VG 
festgesetzten Höhen überschreiten, bedürfen einer b esonderen 
luftrechtlichen Zustimmung. 

 
2. Das Plangebiet befindet sich innerhalb der Hochw asserrisikogebiete 

des Rheins. Diese Gebiete können bei einem extremen  Hoch-
wasserereignis sowie bei Versagen von Hochwassersch utzanlagen 
auch bereits bei einem häufigen oder mittleren Hoch wasser 
überflutet werden. Zur weiteren Information wird au f die 
Hochwassergefahren- und Hochwasserrisikokarten unte r www. 
flussgebiete.nrw.de verwiesen.  
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III. Hinweise 
 
1. Niederschlags- und Schmutzwasserbeseitigung 

Das im Plangebiet anfallende Niederschlags- und Sch mutzwasser ist 
dem öffentlichen Mischwasserkanal zuzuleiten. 

 
2. Bodendenkmalpflege 

Bei Erdeingriffen im Plangebiet wird auf die Meldep flicht und das 
Verhalten bei der Entdeckung von archäologischen Bo denfunden 
gemäß §§ 15 und 16 Denkmalschutzgesetz (DSchG NRW) hinge-
wiesen.  

 
3. Standorte für Transformatoren 

Die Standorte für Transformatoren im Plangebiet sin d im Rahmen 
des Baugenehmigungsverfahrens mit der  Stadtwerke Düsseldorf AG 
abzustimmen. 

 
4. Löschwasserversorgung 

Der Grundschutz zur Löschwasserversorgung im Plange biet ist im 
Rahmen der Erschließungsplanung sicherzustellen. 

 
5. Grünordnungsplan 

Zum Bebauungsplan liegt ein Grünordnungsplan vor, d er die 
Grünplanung und die Bepflanzung in den öffentlichen  und privaten 
Flächen und in den Baugebieten konkretisiert. Die G estaltungs- und 
Ausführungsplanung der Grünflächen ist durch ein qu alifiziertes 
Fachbüro durchzuführen und mit dem Garten-, Friedho fs- und 
Forstamt der Stadt Düsseldorf als Fachbehörde abzus timmen. 

 
6. Dach- und Tiefgaragenbegrünung 
 Der Begrünungsaufbau, die verwendeten Materialien und Substrate 

für die Tiefgaragen- und Dachbegrünung sind, gemäß der „FLL-
Richtlinie für die Planung, Ausführung und Pflege v on 
Dachbegrünungen“, in der bei Einreichung des Bauant rages als 
Richtlinie eingeführten Fassung auszuführen (FLL = Forschungs-
gesellschaft Landschaftsentwicklung Landschaftsbau e. V., Bonn).  

 
7. Baumpflanzungen 

Bei Baumpflanzungen ist die Liste der Zukunftsbäume  der 
Landeshauptstadt Düsseldorf zu beachten. 

 
8. Kampfmittelbeseitigung 

Die Existenz von Kampfmitteln kann im Plangebiet ni cht gänzlich 
ausgeschlossen werden. Vor Baubeginn ist der Kampfm ittel-
beseitigungsdienst zu benachrichtigen. 
 

9. Artenschutz  
Entsprechend den gesetzlichen Vorgaben des § 39 Abs atz 5 
Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) sollten notwendi ge Baum-
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fällungen und Gehölzrodungen nur außerhalb der Brut zeiten, also 
vom 1. Oktober bis zum 28. (29.) Februar, durchgefü hrt werden. 

 
Die Gebäude sind vor Abbruch auf Vorkommen von Fled ermäusen 
sowie Bruten von Vögeln zu untersuchen. Günstigsten falls sollten 
die Gebäude außerhalb der Vogelbrutzeit abgebrochen  werden. Eine 
ökologische Baubegleitung der Abbrucharbeiten durch  eine 
fachkundige Person ist in jedem Fall erforderlich. 

 
10. Luftreinhalteplan und Umweltzone 

Das Plangebiet befindet sich innerhalb des (erweite rten) Luft-
reinhalteplanes und innerhalb einer ausgewiesenen U mweltzone. 

 
11. Wasserschutzzone 
 Das Plangebiet liegt im Bereich der Wasserschutzzo ne III des 

Wasserwerkes Lörick. Eine neue Wasserschutzzonenver ordnung ist 
in Vorbereitung. 

 
12. Unterbauungen und Versorgungsleitungen 

Soweit im Zuge künftiger Bauvorhaben eine Unterbauu ng mit 
Tiefgaragen oder ähnlichen Bauwerken geplant ist, s o ist eine 
Mindestüberdeckung von 120 cm für Versorgungsleitun gen oberhalb 
des Bauwerkes erforderlich.  

 
13. Feste Brennstoffe 

Es besteht eine ordnungsbehördliche Verordnung über  die Einzel-
raumfeuerungsanlagen für feste Brennstoffe (Düsseld orfer Fest-
brennstoffverordnung - FBStVO in der derzeit gültig en Fassung). 

 

14. Altstandorte und Altablagerungen 
Gemäß dem Kataster der Altstandorte und Altablageru ngen der 
Landeshauptstadt Düsseldorf befinden sich im Plange biet folgender 
Altstandort und Altablagerung: 
AS Kataster Nummer AS 1.256, 
AA Kataster Nummer AA 260. 
 
 

IV. Bisheriges Planungsrecht (Räumliche Überlagerun g durch das 
Planungsrecht) 

 
 Mit Inkrafttreten dieses Bebauungsplanes werden in  seinem 

Geltungsbereich die bisher gültigen Bebauungspläne oder Teile von 
Bebauungsplänen durch neues Planungsrecht überlager t. Betroffen 
ist der Bebauungsplan Nummer 5178/36. 
 


